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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.12.1979
PETER GILG

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.1991
HANS HIRTER

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.11.1992
HANS HIRTER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

Die Probleme der Information und der Beteiligung der Stimmburger beschaftigten
Behdérden und Offentlichkeit weiterhin. Die seit 1978 den eidgendssischen
Abstimmungsvorlagen beigegebenen offiziellen Erlduterungen, das sogenannte
«Bundesbiichlein», wurden vielfach kritisch beurteilt. Besonderen Unwillen erregte es
bei den Beflrwortern der Atomschutzinitiative. als deren Formulierung «Zustimmung
der Stimmberechtigten» vom Bundesrat dahin interpretiert wurde, dass die
vorgesehenen  Abstimmungen  Uber  Atomanlagen nicht durch einfache
Stimmenmehrheit. sondern nur mit dem absoluten Mehr aller Stimmberechtigten
positiv entschieden werden kénnten und deshalb prohibitiv wéaren. Der Schweizerische
Gewerkschaftsbund und eine sozialdemokratische Motion verlangten darauf, dass den
Urhebern einer Initiative oder eines Referendurns im «Bundesbichlein» Raum fur eine
eigene Darstellung ihres Standpunktes gewahrt werde. Der Bundesrat erkléarte sich aber
nur bereit, kiinftig jeweils Vertreter des gegnerischen Standpunktes zu einem Gesprach
zu empfangen, um so der Vorschrift, dass die Erlauterung den Auffassungen
wesentlicher Minderheiten Rechnung tragen misse, besser gentigen zu kénnen. '

Wohl nicht zuletzt mit Blick auf die zu erwartende Auseinandersetzung Uber die
Beschaffung eines neuen Kampfflugzeugs hatte Nationalrat Hubacher (sp, BS) im
Vorjahr eine parlamentarische Initiative fur die Einflhrung eines allgemeinen
Riistungsreferendums eingereicht. Nachdem die Stimmberechtigten bereits 1987 eine
entsprechende Volksinitiative der SP mit einem Neinstimmenanteil von knapp 60
Prozent verworfen hatten, lehnte der Nationalrat auch den von der SP, den Grinen und
der LdU/EVP-Fraktion unterstitzen Vorstoss Hubacher mit 96 zu 54 Stimmen ab. Nach
Ansicht der Fraktionen der FDP und der SVP dlrfte eine derartige Erweiterung der
Volksrechte nur im Rahmen der Einflhrung eines generellen Finanzreferendums, dem
z.B. auch Beschllisse Uber Rahmenkredite fur Entwicklungshilfe oder Lohnerhéhungen
fur das Bundespersonal unterstellt wéren, eingefihrt werden. ?

Die Auseinandersetzungen Uber den EWR belebten nicht nur die Diskussion tber das
Regierungssystem, sondern gaben auch neuen Ideen bei der Ausgestaltung der
Volksrechte Auftrieb. Angesichts der Tatsache, dass die Schweiz im Rahmen des EWR
zukUnftig hatte EG-Recht fristgerecht bernehmen mussen, schlugen die SP und spater
auch die Staatspolitische Kommission des Nationalrats (SPK-NR) die Einfiihrung des
konstruktiven Referendums vor. Dieses neue Volksrecht wirde es den Gegnern eines
Behordenentscheides erlauben, diesen weiterhin mit einem Referendum zu
bekéampfen, gleichzeitig aber einen eigenen, allerdings ebenfalls mit dem EG-Recht
vertraglichen Gegenvorschlag einzubringen. Nach Ansicht der Kommission hatte damit
die Schweiz den EWR-Verpflichtungen in bezug auf rasche Gesetzesanpassungen
genligen kénnen, ohne die Volksrechte abbauen zu mussen. Da der Nationalrat der
Meinung war, dass die EWR-Vorlage nicht auch noch mit der Schaffung von neuen
Volksrechten belastet werden sollte, zog die Kommission ihren Vorschlag zwecks
weiterer interner Beratung zurlick. Die Idee des konstruktiven Referendums ist nicht
allein auf Bundesebene im Gespréach. Anlasslich der Totalrevision der bernischen
Verfassung beantragte die Verfassungskommission die Einfuhrung dieses neuen, hier
Volksvorschlag genannten Instruments. Der Grosse Rat lehnte dies zwar knapp ab,
beschloss aber, den endgtiltigen Entscheid darliber dem Volk als Variantenabstimmung
im Rahmen des Entscheids (iber die neue Verfassung zu Uberlassen. ®
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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.06.1994
HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.03.1995
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.05.19956
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr wurden vier neue Volksinitiativen eingereicht. Drei davon hatten die
Sicherheitspolitik zum Thema (gegen Kampfflugzeuge von der GSoA ; fir eine Reduktion
des Militdrbudgets resp. fur ein Waffenausfuhrverbot von der SP), ein von den SD
eingereichtes Volksbegehren verlangt eine restriktivere Flichtlingspolitik. Bei der gegen
den Kauf der F/A-18-Kampfflugzeuge gerichteten Volksinitiative erzielte die GSoA eine
'inoffizielle' Rekordzahl von rund 500 000 Unterschriften. Inoffiziell deshalb, weil die
GSoA aus Zeitgrinden - sie wollte ihr Begehren noch vor dem Kaufentscheid des
Nationalrats einreichen - nur 181 707 Unterschriften beglaubigen liess und die
restlichen 320 000 als Petition einreichte. *

Die Volksinitiative der SP ,fur weniger Militarausgaben™ bot Anlass, einmal mehr Gber
die Anwendung der Verfassungsvorschrift zu diskutieren, dass bei Volksinitiativen die
Einheit der Materie gewahrt sein musse. In seiner Botschaft zur Initiative kam der
Bundesrat zum Schluss, dass diese Einheit der Materie verletzt sei, da nicht nur
Sparmassnahmen im Militérbereich, sondern gleichzeitig auch ein Ausbau des
Sozialbereichs gefordert werde. Mit dem Verweis auf die bisherige grosszlgige Praxis
beantragte er dem Parlament jedoch, von einer Ungultigkeitserklarung abzusehen.
Anders entschied er bei der Initiative der SD . flr eine vernlnftige Asylpolitik™. Die hier
verlangte unbedingte Ruckschaffung von illegal eingereisten Ausléndern, ohne
Rucksicht auf eine eventuelle existentielle Gefahrdung, bliebe nach Ansicht des
Bundesrates auch dann vélker- und menschenrechtswidrig, wenn die Schweiz
entsprechende Abkommen und Konventionen aufkindigen wuirde. Der Bundesrat
stltzte sich in seiner Beurteilung auf die neueren Ansichten der schweizerischen und
internationalen Rechtslehre, die besagt, dass in einem Rechtsstaat die Verfassung
~zwingendes Volkerrecht™ nie verletzen darf. Er beantragte deshalb dem Parlament,
diese Volksinitiative flir ungiltig zu erklaren. ®

Nachdem die fur die Nationalratswahlen 1995 relevanten Teile der Botschaft des
Bundesrats Uber eine Teilrevision des Gesetzes iiber die politischen Rechte
herausgelost und noch 1994 verabschiedet worden waren, befasste sich das Parlament
mit dem Rest der Vorlage. Dieser behandelt insbesondere Fragen im Zusammenhang
mit Initiativen, Referenden und Volksabstimmungen. Dabei geht es nicht um
grundlegende Neuerungen, sondern eher um technische Anpassungen.

Der Nationalrat lehnte diverse SP-Zusatzantrdge ab, so den Vorschlag, dass die
Abstimmungsbotschaft an die Blrger nicht mehr vom Bundesrat, sondern vom
Parlament verfasst werden soll. Keine Chance hatte auch die Forderung, an Komitees,
welche  Volksinitiativen einreichen, sowie an Parteien, welche an den
Nationalratswahlen teilnehmen, finanzielle Beitrage auszuschutten. Beschlossen wurde
eine Verlangerung der Referendumsfrist um 10 auf 100 Tage. Sie soll den Gemeinden
eine korrekte Beglaubigung der Unterschriften erlauben; gleichzeitig wurde die
Méglichkeit der nachtraglichen Beglaubigung aufgehoben. Neu festgelegt wurde auch,
dass eine Volksinitiative maximal neun Monate nach der Schlussabstimmung im
Parlament dem Volk zum Entscheid vorgelegt werden muss. °

Im Herbst lancierte die SP die Volksinitiative ,Mehr Rechte fir das Volk dank dem
Referendum mit Gegenvorschlag®, welche die Einflhrung des sog. konstruktiven
Referendums verlangt. Der neue Verfassungsartikel sieht vor, dass zusatzlich zum
bisherigen Referendum auch noch ein ebenfalls 50'000 Unterschriften erforderndes
Referendum mit einem konkreten Gegenvorschlag zu einem Gesetz oder einem
allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss eingereicht werden kann. Voraussetzung dazu
ist allerdings, dass der Gegenvorschlag bereits in einer der beiden Parlamentskammern
beantragt worden ist, und dort bei mindestens 5% der Ratsmitglieder Unterstitzung
fand. Das Verfahren bei der Volksabstimmung wére analog zu demjenigen bei einer
Volksinitiative mit einem Gegenvorschlag (doppeltes Ja moglich, Stichfrage fir den Fall,
dass beide angenommen werden); mehrere sich konkurrierende Referenden wirden
einander zuerst in Eventualabstimmungen gegenlbergestellt. (Zur Einflhrung des
konstruktiven Referendums im Kanton Bern siehe hier.)’
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.06.1995
HANS HIRTER

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.11.1995
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.09.1997
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.06.1999
HANS HIRTER

Die Bundesversammlung entschied im Berichtsjahr Uber eine Volksinitiative, bei
welcher die von der Verfassung geforderte Einheit der Materie umstritten war. Der
Bundesrat hatte im Vorjahr beantragt, die Volksinitiative der SP ,fur weniger
Militarausgaben und mehr Friedenspolitik™ trotz Verletzung der Einheit der Materie fur
gultig zu erkléren. Die Sicherheitspolitische Kommission des Standerats war damit nicht
einverstanden. Gestutzt auf eine Beurteilung der Staatspolitischen Kommission
verlangte sie, die Initiative fiir ungiiltig zu erklaren, da kein sachlicher Zusammenhang
zwischen der Reduktion des Militdrbudgets und der von den Initianten geforderten
Aufstockung der Ausgaben fur die Sozialpolitik bestehe. Die kleine Kammer folgte
diesem Antrag. Im Nationalrat sprachen sich die Fraktionen der SP, der GP sowie
SD/Lega und LdU/EVP fir Gultigkeit, FDP, SVP, FP sowie eine Mehrheit der CVP fir
Unglltigkeit aus. Von Seiten der SP wurde argumentiert, dass mit der
Ungultigkeitserklarung eine bisher grosszligige Praxis verlassen und Treu und Glauben
der Initianten verletzt wirde. Ihre Gegner erwiderten, dass - mit Ausnahme der wegen
Undurchfihrbarkeit ungultig erklarten Chevallier-Initiative - noch nie eine derart
eklatante Verletzung der Verfassungsvorschriften fur Volksinitiativen vorgelegen habe,
und deshalb von einer Praxisanderung nicht die Rede sein kénne. Die Initiative wurde in
der Gesamtabstimmung im Stéanderat mit 37:7 und im Nationalrat mit 96:65 Stimmen fur
ungultig erklart. Die SP lancierte kurz danach eine ahnliche Initiative, welche aber auf
eine direkte Zuleitung der eingesparten Gelder in die Sozialpolitik verzichtet.

Kritisch zu den Vorschléagen des Verfassungsentwurfs dusserte sich vor allem die SP.
Ihre Exponenten lehnten eine Verdoppelung der Unterschriftenzahlen strikt ab und
konterten mit einer Serie von auf Bundesebene neu einzufiihrenden Volksrechten.
Dazu gehdren altbekannte Vorschlage wie die Gesetzesinitiative, aber auch
Neukreationen wie die Volksmotion (analog zur parlamentarischen Motion), die Euro-
Volksinitiative (diese soll den Bundesrat via Volksabstimmung auf die Vertretung einer
bestimmten Politik im Rahmen von internationalen Organisationen verpflichten) oder
die Express-Initiative (die innerhalb eines Jahres dem Volk zur Abstimmung vorgelegt
werden muss). ?

Die SPS konnte ihre Volksinitiative .mehr Rechte fir das Volk dank dem Referendum
mit Gegenvorschlag®, welche die Einfihrung des sogenannten konstruktiven
Referendums verlangt, im Marz mit 123'205 gultigen Unterschriften einreichen. Im
Kanton Bern, der diese Form des Referendums 1993 als erster Kanton eingefiihrt hat,
wurde davon erstmals Gebrauch gemacht. Das Volk stimmte dem Parlamentsbeschluss
zu einer Steuergesetzrevision zu und lehnte den Gegenvorschlag der FDP ab.

Im Mérz legte der Bundesrat seine Botschaft zu der 1997 eingereichten Volksinitiative
der SP fur die Einflihrung des konstruktiven Referendums (Referendum mit
Gegenvorschlag) vor. Er empfahl das Begehren zur Ablehnung. Dabei verzichtete er
auch darauf, einen Gegenvorschlag zu formulieren, da er Alternativmoéglichkeiten (wie
etwa die Méglichkeit, dem Volk Varianten zur Abstimmung vorzulegen) bereits in seinem
Entwurf zur Reform der Volksrechte im Rahmen der Verfassungsrevision vorgeschlagen
habe. Gegen das konstruktive Referendum brachte er vor allem das Argument vor, dass
es zu praktischen abstimmungstechnischen Problemen fihren kénne, wenn zu einem
Beschluss mehrere konstruktive Referenden eingereicht wirden. Im Standerat fand die
Volksinitiative nur bei den Abgeordneten der SP Unterstitzung. Nicht besser erging es
auch einem Kompromissvorschlag Plattner (sp, BS), der das Geschéft an den Bundesrat
zurlckweisen wollte mit der Auflage, einen Gegenvorschlag auszuarbeiten, der das
konstruktive Referendum einflihrt, aber dessen Schwachstellen (zugelassener Inhalt
eines Gegenantrags und Ungultigkeitserklarungen bei Unvereinbarkeit mit geltendem
Recht; Vorgehen, wenn mehr als ein derartiges Referendum eingereicht wird) mit
prazisen Regelungen zu beheben. "
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.03.2000
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.09.2000
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2002
HANS HIRTER

Nach dem Stande- lehnte auch der Nationalrat die 1997 eingereichten Volksinitiative
der SP fur die Einflihrung des konstruktiven Referendums (Referendum mit
Gegenvorschlag) ab. Daflir stimmten neben der SP auch die Griinen und die EVP. Die
Ratsmehrheit begrindete ihre Ablehnung namentlich mit dem Argument, dass mit der
Méglichkeit, einzelne Elemente aus einer Gesamtvorlage herauszupflicken, die
Bemuhungen der Regierung und des Parlaments um optimale Kompromisslésungen
vereitelt wirden. Damit wiirde auch die Funktion des Parlaments entwertet.

In der Kampagne zur anschliessenden Volksabstimmung betonten die Beflirworter vor
allem die Praktikabilitat ihres Vorschlags, der in den Kantonen Bern und Nidwalden, wo
dieses Recht existiert, noch nie zu Problemen gefiihrt habe. Die Gegner warnten vor
~Rosinenpickerei”. Eine breite Diskussion Uber die Volksrechte vermochte die Initiative
jedoch nicht auszuldsen.

In der Volksabstimmung vom 24. September sprachen sich nur gut ein Drittel der
Stimmenden fiir das Begehren aus. In der franzdsischsprachigen Schweiz war die
Ablehnung etwas weniger deutlich und im Tessin schnitt die Initiative mit 43% Ja am
besten ab. Gemass der Vox-Analyse hatte die politische Linke mehrheitlich zugestimmt.
Obwohl es sich um eine SP-Initiative gehandelt hatte, waren die Sympathisanten der SP
in ihrer Meinung hélftig geteilt. Praktisch einhellig erfolgte die Ablehnung durch
Personen, welche der FDP nahestehen.

Abstimmung vom 24. September 2000

Beteiligung: 44,8%
Ja: 676'776 (34,1%) / O Stande
Nein: 1'308'030 (65,9%) / 20 6/2 Stande

Parolen:
- Ja: SP, GP, EVP, PdA, Lega; SGB, CNG.
- Nein: FDP, CVP, SVP, LP, SD, EDU, CSP; Economiesuisse (Vorort), SGV, SBV. ®

Der Nationalrat behandelte als Zweitrat die Verfassungsanderungen zur EinfUhrung der
~allgemeinen Volksinitiative™ und zur Ausweitung des fakultativen
Staatsvertragsreferendums auf alle Abkommen, die wichtige rechtsetzende Normen
enthalten oder zum Erlass von Gesetzen verpflichten. Die vom Standerat vor einem Jahr
neu in das Reformpaket aufgenommene Kantonsinitiative, die von acht Kantonen
eingereicht werden kann, wurde vom Nationalrat mit 86:60 Stimmen gestrichen. Die
SVP-Fraktion beantragte erfolglos, auf die allgemeine Volksinitiative zu verzichten, da
damit das sonst bei Volksinitiativen verlangte Stdndemehr umgangen werden kann
(wenn das Parlament eine Umsetzung auf Gesetzesebene beschliesst). Keinen Erfolg
hatte auch die SP, die zusammen mit dem Bundesrat fir eine Unterschriftenzahl von
70'000 statt 100'000 pladierte. Gescheitert ist die SP auch mit ihrem Versuch, das als
~Mini-Reform™ charakterisierte Vorhaben doch noch etwas auszupolstern: der
Nationalrat lehnte sowohl die Einfihrung der ausformulierten Gesetzesinitiative, wie sie
in allen Kantonen ausser dem Jura besteht, als auch das neue Instrument der
Volksmotion fur die Aussenpolitik ab. Mit letzterem hatten 10'000 Stimmberechtigte
dem Parlament beantragen kénnen, den Bundesrat zu beauftragen, in internationalen
Gremien bestimmte Anliegen zu vertreten. In der Gesamtabstimmung stimmte die Linke
der Reform der Volksrechte gleichwohl zu. Im Gegensatz dazu lehnten die SVP und die
Liberalen die Vorlage geschlossen ab. In der zweiten Runde der Differenzbereinigung
verzichtete der Standerat knapp (19:16 Stimmen) auf die Kantonsinitiative. In der
Schlussabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 102:67 Stimmen an. Die
Hauptopposition kam aus der SP-Fraktion. Diese hatte aus Protest gegen die ihrer
Ansicht nach zu hohe Unterschriftenzahl fir die allgemeine Volksinitiative (100'000)
Nein gestimmt. Dagegen gestimmt hatten auch die Liberalen, wahrend sich die Griinen
der Stimme enthielten; im Sténderat gab es sieben Gegenstimmen. ™
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.09.2009
HANS HIRTER

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 14.05.2011
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 09.12.2013
MARC BUHLMANN

In der Volksabstimmung vom 27. September waren Volk und Stédnde damit
einverstanden, auf die 2003 in die Verfassung aufgenommene allgemeine
Volksinitiative wieder zu verzichten. Eine Kampagne fand nicht statt; gegen die
Streichung ausgesprochen hatten sich nur die Lega und die PdA. Das Resultat fiel mit
einem Ja-Stimmenanteil von 67,9% (1307 237 Ja gegen 618 664) und keinem einzigen
ablehnenden Kanton deutlich aus.

Abstimmung vom 27. September 2009

Beteiligung: 40,4%
Ja: 1307 237 (67,9%) / 20 6/2 Stande
Nein: 618 664 (32,1%) / O Stédnde

Parolen:

- Ja: SVP, SP, FDP (1)*, CVP (2)*, GP (1)*, EVP, BDP, GLP, CSP, EDU (1)*, FPS, SD; SGV, SBV,
Travail.Suisse.

- Nein: Lega, PdA.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®

Hohe Wellen warf die Abstimmung Uber die Unternehmenssteuerreform vom 24.
Februar 2008. Aus Sicht der SP hatten die Abstimmungsunterlagen falsche Angaben zu
den Steuerausféllen enthalten. Kiener Nellen (sp, BE) und Jositsch (sp, ZH), sowie eine
Privatperson reichten deshalb Beschwerde ein. Ende Berichtjahr entschied das
Bundesgericht gegen eine Wiederholung der Abstimmung, rigte aber den Bundesrat fur
die fehlerhafte Kommunikation. '

Die Volksinitiative .fur eine offentliche Krankenkasse™ war Ursache von flnf
gleichlautenden Motionen, die alle Ende 2012 - vier im Nationalrat und eine im
Standerat - von Gegnern des Volksanliegens eingereicht worden waren. Der Bundesrat
wurde darin aufgefordert, die Initiative zur Einheitskrankenkasse der Stimmbevélkerung
rasch und ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung zu unterbreiten. Mit ein Grund fur die
Einreichung der Vorstosse war die bestehende Regelung zur Frist bei der Behandlung
einer Volksinitiative, wonach der Bundesrat ein Jahr Zeit hat, um fir eine Initiative eine
Botschaft zu entwerfen. Die Krankenkasseninitiative war Ende Mai 2012 eingereicht
worden. Weil die Regierung den Entwurf eines Gegenvorschlages plante, hatte sich die
Frist um ein halbes Jahr verlangert. Die Motionare wiesen darauf hin, dass sowohl die
Initiative als auch ein Gegenvorschlag in den Réten keine Chance hatten und deshalb
der Umweg nicht gegangen werden musse. Das Parlament sei entscheidungsreif und die
Stimmbevélkerung  habe  schon mehrfach  ihr  Desinteresse  an  einer
Einheitskrankenkasse gezeigt. In der Presse wurde hinter den blrgerlichen Begehren
allerdings auch Wahltaktik vermutet, wirde die SP-Initiative doch mit verlangerter Frist
im Wahljahr zur Abstimmung gelangen. In der Diskussion im Sténderat, der die Motion
Schwaller (cvp, FR) zuerst behandelte, wurden nicht vorwiegend gesundheits-, sondern
staatspolitische Argumente vorgebracht. Die Motionen wirden in den bewéahrten
Prozess eingreifen und gesetzlich geregelte Fristen aushebeln, was nicht nur ein
Unding, sondern auch ein Prazedenzfall wére. Trotz dieser Bedenken hiess der
Standerat den Vorstoss mit 27 zu 17 Stimmen gut. Zwei Tage spéater behandelte der
Nationalrat die vier Motionen de Courten (svp, BL) (12.4123), Humbel (cvp, AG) (12.4157),
Cassis (fdp, TI) (12.4164) und Lorenz Hess (bdp, BE) (12.4207) in globo. Die SP, welche die
Begehren ablehnte, warf den Motionéren vor, ein Machtspiel zu spielen und dem neuen
Gesundheitsminister Berset (sp) die Fllgel stutzen zu wollen. Allerdings wirden die
Motionare mit ihrem Vorgehen selber fur eine Verzégerung sorgen, da der jeweilige
Zweitrat erst im Juni Uber die Motionen werde befinden kdnnen. Bundesrat Berset wies
auch in der grossen Kammer auf die bewahrten Verfahrensregeln hin. Die Regierung
wirde ihre Arbeit so rasch wie mdglich erledigen, aber die fur den Gegenvorschlag
Ende Februar gestartete Vernehmlassung nicht abbrechen. Mit 102 zu 71 Stimmen bei
zwei Enthaltungen wurden jedoch alle vier Motionen angenommen. Gegen die Begehren
stimmten die SP, die GP und die GLP. In der Sommersession tUberwies der Nationalrat
die Motion Schwaller mit 109 zu 65 Stimmen und der Stédnderat nahm die vier
nationalratlichen Vorstosse ebenfalls in globo an. Der Bundesrat verzichtete schliesslich
doch auf einen Gegenvorschlag und legte die Botschaft zur
Einheitskrankenkasseninitiative Ende September vor. Noch in der Wintersession
wurden die finf Motionen deshalb abgeschrieben. "
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Von den drei fakultativen Referenden, die gegen 2015 vom Parlament erlassene
Beschliusse lanciert worden waren, schafften nur zwei die Hurden. Das
Kantonsreferendum gegen den Entscheid des Parlaments zu den Grundbeitragen des
Ressourcen- und Lastenausgleichs flr 2016 bis 2019 scheiterte, weil nur vier (SH, ZG,
SZ, NW) statt der noétigen acht Kantone dagegen opponierten. Die noétige Anzahl
Unterschriften reichten hingegen die SVP mit ihrem Veto gegen das Asylgesetz sowie
die Juso gegen das Nachrichtendienstgesetz ein. Insgesamt hatte das Parlament im
Berichtsjahr 59 Bundesgesetze oder Bundesbeschlisse gefallt, gegen die das fakultative
Referendum hatte eingereicht werden koénnen (2014: 60). Die drei fakultativen
Referenden, die angestrengt wurden, entsprachen also 5.1 Prozent aller
referendumsféhigen Gesetze und Beschlisse (2014: 5%).

2015 stand zudem ein fakultatives Referendum zur Abstimmung (2014: 1), das gegen das
2014 vom Parlament beschlossene Radio- und Fernsehgesetz angestrengt und Ende
Januar 2015 vom Schweizerischen Gewerbeverband mit 91'308 gultigen Unterschriften
eingereicht worden war. Bei der Abstimmung Mitte Juni 2015, wurde das Gesetz mit
einer hauchdinnen Mehrheit angenommen.

Im Jahr 2019 erliess das Parlament insgesamt 54 Bundesgesetze oder
Bundesbeschlisse, die dem fakultativen Referendum unterstellt waren (2018: 41).
Gegen insgesamt sechs dieser Erlasse (11%) wurde ein Referendum angestrengt (2018:
gegen 4; 9.8%). Damit hielt der Trend zur stérkeren Kontrolle des Parlaments durch
Referenden auch 2019 an: In den Jahren 2015, 2016 und 2017 lag der Anteil
parlamentarischer Erlasse, gegen die ein Veto eingelegt wurde, noch jeweils bei rund 4
Prozent.

Ein Komitee um die Kampagnenplattform «Wecollect» reichte 64'933 gultige
Unterschriften gegen das E-ID-Gesetz ein; die SP wollte die Bevélkerung zur Erhéhung
des Kinderabzugs befragen und reichte dagegen 53'088 Unterschriften ein; das
Jagdgesetz wurde von verschiedenen Umwelt- und Tierschutzorganisationen bekampft
und wird dank der eingereichten 58'670 Unterschriften an der Urne entschieden
werden; gegen den indirekten Gegenvorschlag zur Initiative fir einen
Vaterschaftsurlaub reichten Vertreter der SVP und der Jungfreisinnigen 54'489
Unterschriften ein.

Uber die vier Gesetze soll im Jahr 2020 abgestimmt werden. Auch die Sammelfristen
fur die beiden angekundigten Referenden gegen die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge
- die GSoA, die SP und die Griinen sammelten hier Unterschriften - sowie gegen das
Freihandelsabkommen mit Indonesien, angestrengt von Uniterre, laufen im Frihling
2020 ab.

Drei fakultative Referenden, die gegen Erlasse aus dem Jahr 2018 gerichtet waren,
waren 2019 abstimmungsreif. Davon kamen zwei im Mai an die Urne und waren beide
erfolglos. Die Mehrheit der Stimmbevolkerung stitzte das Parlament némlich sowohl
hinsichtlich der Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie, gegen die ein Komitee aus der
Interessengemeinschaft Schiessen (IGS) und der SVP das Referendum ergriffen hatte,
als auch hinsichtlich des Bundesgesetzes Uber die Steuerreform und die AHV-
Finanzierung (STAF), mit dem verschiedene Komitees von linker und burgerlicher Seite,
insbesondere bestehend aus Jungparteien, nicht einverstanden waren. Die Abstimmung
Uber die Erweiterung der Rassismusstrafnorm um den Tatbestand der sexuellen
Orientierung wurde auf Februar 2020 angesetzt.

Eigentlich hatte die Stimmbevdlkerung am 17. Mai 2020 Uber drei Vorlagen abstimmen
sollen. Allerdings beschloss der Bundesrat am 18. Marz angesichts der Covid-Pandemie,
die Abstimmungen iliber die Begrenzungsinitiative, das Jagdgesetz und die Erh6hung
der Kinderabziige zu verschieben. In ihrer Medienmitteilung begriindete die Regierung
ihren Entscheid mit der erschwerten Meinungsbildung und der nicht sicher zu
gewahrleistenden Abstimmungsorganisation. Aufgrund des Versammlungsverbots
konnten ferner auch keine Informations- und Publikumsveranstaltungen stattfinden.
Neben der Absage der Urnengédnge empfahl der Bundesrat den Kantonen,
Gemeindeversammlungen zu verbieten. Zudem kindigte er eine Verordnung fur einen
Fristenstillstand an.

In den Medien wurde der Entscheid mehrheitlich begrisst. Auch die SVP, die mit der
Kampagne flr ihre Begrenzungsinitiative bereits begonnen hatte, stand hinter dem
Entscheid des Bundesrats. Die Menschen héatten jetzt andere Probleme, gab Thomas
Aeschi (svp, ZG) der Aargauer Zeitung zu Protokoll. Fir den Entscheid habe man
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Versténdnis, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) die Befindlichkeiten in der SP zum Ausdruck,
es sei allerdings demokratiepolitisch heikel, wenn neben dem Parlament nun auch die
Stimmbevélkerung keine politischen Rechte mehr auslbe. Man hatte sich auch
angesichts der schleppenden Verhandlungen mit der EU eine raschere Klarung bei der
Begrenzungsinitiative gewlnscht, préazisierte Christian Levrat (sp, FR) in Le Temps.

In den Medien wurden zudem vergleichbare Situationen gesucht. Selbst wahrend der
beiden Weltkriege und der spanischen Grippe 1918 sei es nicht zu Verschiebungen von
Urnengangen gekommen, wohl aber 1951, als es die Maul- und Klauenseuche an vielen
Orten verunmaoglicht habe, den Urnengang durchzufuhren.

Verschiedene Kantone gingen derweil unterschiedlich mit der Corona-Situation um. Im
Kanton Schwyz wurden kantonale und im Kanton Luzern Ende Méarz noch lokale Wahlen
durchgefuhrt. Rund 90 Prozent der Bevodlkerung wirde sowieso brieflich abstimmen;
einzig die Auszéhlung wirde wohl langer dauern - so die Behdrden. Eine Verschiebung
sei angesichts der weit fortgeschrittenen Meinungsbildung aber nicht angebracht. Im
Kanton Tessin hingegen, der stark unter der Pandemie litt, wurden die kommunalen
Wahlen von Anfang April verschoben. Die zweiten Wahlgédnge der lokalen Wahlen in
Genf wiederum fanden statt - allerdings ohne Urne. Wer nicht brieflich stimmen
konnte, durfte seinen Wahlzettel Dorfpolizisten Ubergeben, die diese auf Anfrage
abholten.

Ende April entschied der Bundesrat dann, die drei Vorlagen auf den
Abstimmungstermin vom 27. September 2020 zu verlegen, an dem auch Uber die
Beschaffung der neuen Kampfjets und tber den Vaterschaftsurlaub abgestimmt werden
sollte. Die Medien sprachen in der Folge aufgrund der funf nationalen Abstimmungen
von einem «Supersonntag». %
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